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B. Verordnungen, Verfügungen und Be-
kanntmachungen der Bezirksregierung 
 
55 
Kommunalaufsicht; 
hier: Öffentlich-rechtliche „Aufgaben nach 
dem Heilpraktikergesetz“ 
 
Bezirksregierung Detmold 
Az.: 31.01.2.3-009/2023-001 
 

Detmold, den 15. März 2024 
 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die 
Wahrnehmung von Aufgaben nach dem  

 Heilpraktikergesetz im Regierungsbe-
zirk Detmold 

 
Zwischen den Kreisen Gütersloh, Herford, Höxter, 
Lippe, Paderborn, Minden-Lübbecke (nachfolgend 
Beteiligte genannt) und der Stadt Bielefeld wird ge-
mäß §§ 1 und 23 ff. des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit Nordrhein-Westfalen (GkG 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 01. 
Oktober 1979 (GV. NW. S. 621/SGV. NRW. 202); 
zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes zur Ein-
führung digitaler Sitzungen für kommunale Gremien 
und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschrif-
ten vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490), folgende 
delegierende öffentlich-rechtliche Vereinbarung ge-
schlossen: 

§ 1 
 
(1) Die Stadt Bielefeld übernimmt gemäß § 23 Abs. 

1, 1. Alt. GkG NRW für die oben genannten Be-
teiligten die Entscheidung über die Erteilung 

von Erlaubnissen zur Ausübung der Heilkunde 
ohne Bestallung (einschließlich der Kenntnis-
überprüfung und Erlaubniserteilung bzw. -ver-
sagung) gemäß § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die 
berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ohne 
Bestallung (Heilpraktikergesetz) vom 
17.02.1939 (Reichsgesetzblatt I S. 251) in Ver-
bindung mit § 2 Abs. 1 der Ersten Durchfüh-
rungsverordnung zum Gesetz über die berufs-
mäßige Ausübung der Heilkunde ohne Bestal-
lung vom 18.02.1939 (Reichsgesetzblatt I S. 
259) in der jeweils geltenden Fassung. Dazu ge-
hört auch das Rechtsbehelfsverfahren. 
Das Recht und die Pflicht zur Erfüllung dieser 
Aufgaben gehen von den oben genannten Betei-
ligten auf die Stadt Bielefeld über (§ 23 Abs. 2 
S. 1 GkG NRW). 
 

(2) Dies gilt auch für die Entscheidungen über die 
Erteilung von Erlaubnissen nach den o. a. Vor-
schriften, die auf den Bereich der Psychothera-
pie eingeschränkt werden. 
 

(3) Dies gilt ausdrücklich nicht für Entscheidungen 
über die Erteilung von Erlaubnissen nach den o. 
a. Vorschriften, die auf den Bereich der Physio-
therapie eingeschränkt werden oder sonstige 
Bereiche anderer medizinischer Gesundheits-
fachberufe (z.B. Ergotherapie, Logopädie, Po-
dologie etc.). 
 

(4) Sonstige Zuständigkeiten nach den vorgenann-
ten Vorschriften, insbesondere auch die Rück-
nahme der Erlaubnis gemäß § 7 der Ersten 
Durchführungsverordnung zum Gesetz über die 
berufsmäßige Ausübung der Heilkunde ohne 
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Bestallung vom 18.02.1939, bleiben von dieser 
Vereinbarung unberührt. 

 
§ 2 

 
Die Stadt Bielefeld verpflichtet sich, die für die ord-
nungsgemäße Aufgabenerfüllung notwendigen ma-
teriellen und personellen Voraussetzungen zu ge-
währleisten. Dabei ist die Stadt Bielefeld bestrebt, 
im Rahmen der Möglichkeiten für die Aufgabener-
füllung digitale Formate anzubieten. 
 

§ 3 
 
(1) Sofern Anträge auf Erteilung der Heilpraktiker-

erlaubnis bei den Beteiligten eingereicht wer-
den, nehmen diese sie entgegen und leiten sie 
ungeprüft an die Stadt Bielefeld weiter. 

 
(2) Die Beteiligten verpflichten sich, mindestens 

auf der eigenen Homepage grundlegende Infor-
mationen und einen zielführenden Link auf die 
Homepage der Stadt Bielefeld bereitzustellen. 
Den entsprechenden Link stellt die Stadt Biele-
feld zur Verfügung. 

 
§ 4 

 
Die Antrags- und Überprüfungsakten werden von 
der Stadt Bielefeld geführt. Sie können auf Verlan-
gen der für den Wohnsitz des Antragstellers zustän-
digen Behörde angefordert werden. Im Übrigen stellt 
die Stadt Bielefeld im Rahmen des Rechnungsab-
schlusses (§ 10) jährlich für das abgelaufene Jahr lis-
tenmäßig die erteilten Erlaubnisse zur Verfügung. 
 

§ 5 
 

Die an der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung be-
teiligten Partner verpflichten sich, die jeweils gülti-
gen Bestimmungen des Datenschutzrechts einzuhal-
ten. 
 

§ 6 
 

Für Schäden, die den Beteiligten infolge schuldhaf-
ter pflichtwidriger Aufgabenwahrnehmung durch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Bielefeld 
entstehen, haftet die Stadt Bielefeld. 
Die Stadt Bielefeld übernimmt keine Haftung für 
Schäden, die dadurch entstehen, dass die von den 
Beteiligten übermittelten Angaben falsch, unvoll-
ständig und/oder nicht rechtzeitig übermittelt wer-
den. Die Verantwortung liegt insoweit bei den Betei-
ligten. 
 

§ 7 
 
(1) Den Beteiligten wird ein Mitwirkungsrecht bei 

der Durchführung der Aufgaben eingeräumt. Zu 
diesem Zweck wird ein Verwaltungsbeirat 
„Heilpraktiker“ gebildet. 

(2) Dem Verwaltungsbeirat gehören die Hauptver-
waltungsbeamten der Stadt Bielefeld und der an 
der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung betei-
ligten Partner oder von ihnen zu benennende 
Vertreter an. Jeder Beteiligte hat ein stimmbe-
rechtigtes Mitglied. Es können weitere, bera-
tende Mitglieder hinzugezogen werden.  
Der Beirat tagt mindestens einmal jährlich unter 
Vorsitz des von der Stadt Bielefeld benannten 
Mitglieds. 
 

(3) Der Verwaltungsbeirat hat insbesondere fol-
gende Aufgaben: 

 
a) Fachlicher Austausch über die Aufga-

benwahrnehmung 
b) Beratung zur Fortentwicklung der Auf-

gabenwahrnehmung 
 

(4) Der Verwaltungsbeirat ist bei der 
 

a) Vorbereitung des Haushaltsplanes 
(einschließlich des Stellenplans) des 
Gesundheitsamtes bezogen auf die un-
ter § 1 genannten Aufgabenwahrneh-
mung, 

b) Rechnungslegung 
 
       hinzuzuziehen. Beschlüsse zu Abs. 4 bedürfen 
der einfachen Mehrheit. 
 

§ 8 
 
Die im Rahmen der Aufgabenerledigung anfallen-
den Gebühren stehen vollumfänglich der Stadt 
Bielefeld zu. 
 

§ 9 
 
(1) Die Beteiligten verpflichten sich, die auf Seiten 

der Stadt Bielefeld durch die vorgenannte Auf-
gabenwahrnehmung entstehenden, nicht durch 
Gebühren abgedeckten Kosten in Form einer 
Umlage zu übernehmen. 
 

(2) Die Umlage wird jährlich nach der vom Landes-
betrieb für Information und Technik Nordrhein-
Westfalen (IT.NRW) auf den 31. Dezember des 
abgelaufenen Haushaltsjahres fortgeschriebe-
nen Einwohnerzahl der Beteiligten errechnet. 
Liegt diese zum Zeitpunkt der Umlageermitt-
lung nicht vor, ist die aktuellste Fortschreibung 
zugrunde zu legen. Ein entsprechender Hinweis 
an den Verwaltungsbeirat hat in geeigneter 
Form zu erfolgen. 

 
§ 10 

 
(1) Zur Ermittlung der Aufwendungen für die unter 

§ 1 Abs. 1 und 2 genannten Aufgaben richtet die 
Stadt Bielefeld ein eigenes Produkt ein, aus dem 
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die Umlageanteile für die Beteiligten berechnet 
werden. 
 

(2) Sofern bei den unter § 1 Abs. 1 und 2 genannten 
Aufgaben Erträge erzielt werden, sind diese auf 
dem einzurichtenden Produkt zu verbuchen und 
mit den Aufwendungen zu verrechnen. 
 

(3) Der Zuschussbedarf und die Umlageanteile wer-
den jährlich durch die Stadt Bielefeld ermittelt 
und das Rechnungsergebnis den Beteiligten 
zeitnah mitgeteilt. Ergeben sich aufgrund der 
Abrechnung Nachzahlungen oder Erstattungen, 
so erfolgt eine entsprechende Nachforderung 
bzw. Erstattung. 
 

(4) Die Überweisung des Umlageanteils wird je-
weils zum 01. Juli eines jeden Jahres fällig. 

 

(5) Die Mitglieder des Verwaltungsbeirats oder von 
ihnen Beauftragte sind jederzeit berechtigt, Ein-
sicht in die Abrechnungsunterlagen zu nehmen. 

 
§ 11 

 
In allen Fragen der Durchführung dieser Vereinba-
rung ist das Einverständnis aller Beteiligten anzu-
streben. Bei Streitigkeiten über Rechte und Verbind-
lichkeiten der Beteiligten aus dieser Vereinbarung ist 
die Bezirksregierung Detmold als Aufsichtsbehörde 
zur Schlichtung anzurufen (§ 30 GkG NRW). Die 
Entscheidung der Bezirksregierung Detmold ist für 
alle Teile verbindlich. 
 

§ 12 
 
(1) Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird 

auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
 

(2) Die Vereinbarung kann von jedem Beteiligten 
gegenüber der Stadt Bielefeld sowie von der 
Stadt Bielefeld gegenüber den beteiligten Part-
nern mit einer Frist von sechs Monaten zum 
Ende eines Kalenderjahres schriftlich gekündigt 
werden. Die Kündigung der öffentlich-rechtli-
chen Vereinbarung ist der Bezirksregierung 
Detmold anzuzeigen (§§ 24 Abs. 5, 29 Abs. 4 
GkG NRW). Sie wird zum Ende des Folgejahres 
wirksam.  
 

(3) Eine außerordentliche Kündigung ist nur zuläs-
sig, wenn ein Beteiligter seinen Verpflichtungen 
aus dieser Vereinbarung nicht nachkommt. 
 

(4) Änderungen oder Ergänzungen dieser öffent-
lich-rechtlichen Vereinbarung bedürfen der 
Schriftform. 

 
 
 

§ 13 
 
Sofern Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz o-
der teilweise unwirksam sind oder werden, wird da-
von die Gültigkeit der Vereinbarung im Übrigen 
nicht berührt. Für den Fall der Unwirksamkeit ein-
zelner Bestimmungen verpflichten sich die Beteilig-
ten, die unwirksame oder unwirksam gewordene Be-
stimmung unter Berücksichtigung des von ihnen ver-
folgten Zwecks durch eine wirksame Bestimmung 
zu ersetzen. Entsprechendes gilt, wenn sich heraus-
stellen sollte, dass die Vereinbarung eine Regelungs-
lücke enthält. 
 

§ 14 
 
(1) Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung bedarf 
gemäß §§ 24 Abs. 2, 29 Abs. 4 GkG NRW der Ge-
nehmigung der Bezirksregierung Detmold. 
 
(2) Die Vereinbarung wird am Tage nach der Be-
kanntmachung im Amtsblatt für den Regierungsbe-
zirk Detmold, frühestens jedoch am 01.01.2024 
wirksam. 
 
Für die Stadt Bielefeld:    
Bielefeld, den 06.03.2024 
 
Clausen – Oberbürgermeister 
 
Für den Kreis Gütersloh:   
Gütersloh, den 27.02.2024 
 
Adenauer – Landrat 
 
Für den Kreis Herford:   
Herford, den 12.02.2024 
 
Müller – Landrat 
 
Für den Kreis Höxter:    
Höxter, den 20.02.2024 
 
Stickeln – Landrat 
 
Für den Kreis Lippe:    
Detmold, den 16.01.2024 
 
Dr. Lehmann – Landrat 
 
Für den Kreis Minden-Lübbecke:  
Minden, den 21.12.2023 
 
Doğan - Landrat 
 
Für den Kreis Paderborn:    
Paderborn, den 25.01.2024 
 
Rüther - Landrat 
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Genehmigung und Bekanntmachung 

 

Die vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

vom 21.12.2023/16.01./12.02./20.02./25.02./27.02./ 

06.03.2024 zwischen der Stadt Bielefeld und den 

Kreisen Gütersloh, Herford, Höxter, Lippe, Min-

den-Lübbecke und Paderborn über die Wahrneh-

mung von Aufgaben nach dem Heilpraktikergesetz 

habe ich gem. § 24 Abs. 2 des Gesetzes über kom-

munale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) vom 

01.10.1979 in der z. Zt. gültigen Fassung geneh-

migt. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die Ge-

nehmigung werden hiermit gem. § 24 Abs. 3 GkG 

NRW bekannt gegeben. Die öffentlich-rechtliche 

Vereinbarung tritt am Tage nach der Bekanntma-

chung in Kraft. 

 

Detmold, den 15. März 2024   

Bezirksregierung Detmold hi  

31.01.2.3-009/2023-001    

Im Auftrag                    Hall   

Auf dem Hövel 

 
Abl. Bez. Reg. Dt 2024 S.69 

 
56 
Kommunalaufsicht; 
hier: Aufhebung öffentlich-rechtliche Ver-
einbarung "Recyclinghof Harsewinkel Dr. 
Brenner-Str." 
 
Bezirksregierung Detmold 
Az.: 31.01.2.3-003/2020-011 

 
Detmold, den 21. März 2024 

 
Aufhebungsvertrag 

zur Öffentlich-rechtliche Vereinbarung gemäß § 
5 Abs. 7 LKrWG NRW i.V.m. § 23 Abs. 1 Alt. 2, 
Abs. 2 Satz 2 GkG NRW über die Durchführung 
des Betriebs des Recyclinghofes in Harsewinkel 

(Die Mähdrescherstadt) 
 
zwischen  
 
dem Kreis Gütersloh, Herzebrocker Straße 140, 
33334 Gütersloh, vertreten durch den Herrn Land-
rat Sven-Georg Adenauer und Herrn Kreisbaudirek-
tor Frank Scheffer, 
 

- nachfolgend „Kreis“ genannt –  
 

und 
 

der Stadt Harsewinkel, Die Mähdrescherstadt, 
Münsterstraße 14, 33428 Harsewinkel, vertreten 
durch die Bürgermeisterin Sabine Amsbeck-Dop-
heide und den allgemeinen Vertreter Stefan Volme-
ring,  

- nachfolgend „Stadt“ genannt - 
 
 

Präambel 
 
Zwischen den Parteien besteht folgender Vertrag:  
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung gemäß § 5 Abs. 
7 LAbfG NRW i.V.m. § 23 Abs. 1 Alt. 2, Abs. 2 Satz 
2 GkG NRW über die Durchführung des Betriebs 
des Recyclinghofes in Harsewinkel (Die Mähdre-
scherstadt) vom 06.01.2017 in der Fassung der Än-
derung vom 01.12.2020. 
 
Dieser Vertrag soll mit Wirksamwerden der neuen 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung gemäß § 5 Abs. 
7 LKrWG NRW i.V.m. § 23 Abs. 1 Alt. 2, Abs. 2 
Satz 2 GkG NRW über die Durchführung des Be-
triebs des Recyclinghofes in Harsewinkel (Die Mäh-
drescherstadt) gem. § 24 Abs. 5 GkG NRW aufge-
hoben werden. Dazu vereinbaren die Parteien fol-
gendes: 

 
§ 1 

Vertragsgegenstand und -beendigung 
 
Die Vertragsparteien beziehen sich auf den zwischen 
Ihnen geschlossenen und oben in der Präambel be-
nannten Vertrag (im Weiteren „Vertrag“ genannt).  
Sie sind sich darüber einig, diesen Vertrag einver-
nehmlich zum o.g. Zeitpunkt aufzuheben. 
Bis zu ihrer Beendigung werden die Leistungen aus 
dem Vertrag von beiden Seiten ordnungsgemäß ab-
gewickelt. 
 

§ 2 
Erledigungsklausel 

 
Die Parteien sind sich einig, dass mit diesem Aufhe-
bungsvertrag alle Punkte abschließend geregelt sind. 
Mit der ordnungsgemäßen Erfüllung dieses Aufhe-
bungsvertrags sind sämtliche beiderseitige Ansprü-
che aus dem oben genannten Vertrag und seiner Be-
endigung, gleich aus welchem Rechtsgrund, voll-
ständig erledigt. 

 
§ 3 

Schlussbestimmungen 
 
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen lässt 
die Wirksamkeit dieser Aufhebungsvertrag im Übri-
gen unberührt. Die Parteien verpflichten sich, un-
wirksame bzw. undurchführbare Bestimmungen 
durch möglichst gleichwertige, wirksame bzw. 
durchführbare Bestimmungen zu ersetzen. 
 
Änderungen und Ergänzungen dieses Aufhebungs-
vertrags bedürfen der Schriftform; dies gilt auch für 



73 
 

 

Änderungen dieser Klausel. Nebenabreden sind 
nicht getroffen worden. 
 
Gerichtsstand für alle möglichen Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit diesem Aufhebungsvertrag ist 
das für den Sitz der GEG zuständige Gericht. 

 
Gütersloh, 23.11.2023       
                          
Sven-Georg Adenauer                                   
- Landrat -                                            
 
Frank Scheffer 
- Leitender Kreisbaudirektor – 
 
Harsewinkel                                            
Die Mähdrescherstadt 
 
Sabine Amsbeck-Dopheide 
- Bürgermeisterin-                        
 
Stefan Volmering           
- allgemeiner Vertreter – 
 
 

Bekanntmachung 

 

Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

zwischen dem Kreis Gütersloh und der Stadt Harse-

winkel – Die Mähdrescherstadt - zur Aufhebung der 

in ihrer Präambel benannten öffentlich-rechtlichen 

Vereinbarung vom 28.12.2016/06.01.2017 in ihrer 

derzeit gültigen Fassung wird hiermit gem. § 24 Abs. 

3 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsar-

beit (GkG NRW) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 01. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621) in 

der derzeit gültigen Fassung bekannt gemacht.  

 

Sie wird am Tage nach der Bekanntmachung wirk-

sam und tritt zu dem in ihrer Präambel genannten 

Termin in Kraft. 

 

Detmold, den 21. März 2024   

Bezirksregierung Detmold 

31.01.2.3-003/2020-011    

Im Auftrag 

Schulze 

Abl. Bez. Reg. Dt 2024 S.72 
 

 
 
 
 
 
 

57 
Kommunalaufsicht; 
hier: öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
"Recyclinghof Harsewinkel Fritz-Wall-
meier-Str.." 
Bezirksregierung Detmold 
Az.: 31.01.2.3-003/2023-008 
 

Detmold, den 21. März 2024 
 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung gemäß § 5 
Abs. 7 LKrWG NRW i.V.m. § 23 Abs. 1 Alt. 2, 

Abs. 2 Satz 2 GkG NRW über die Durchführung 
des Betriebs des Recyclinghofes in Harsewinkel 

(Die Mähdrescherstadt) 
 
zwischen  
 
dem Kreis Gütersloh, Herzebrocker Straße 140, 
33334 Gütersloh, vertreten durch den Herrn Land-
rat Sven-Georg Adenauer und Herrn Kreisbaudirek-
tor Frank Scheffer, 
 

- nachfolgend „Kreis“ genannt –  
 

und 
 

der Stadt Harsewinkel, Die Mähdrescherstadt, 
Münsterstraße 14, 33428 Harsewinkel, vertreten 
durch die Bürgermeisterin Sabine Amsbeck-Dop-
heide und durch den allgemeinen Vertreter Stefan 
Volmering,  
 

- nachfolgend „Stadt“ genannt - 
 
 

Präambel 

Gemäß § 5 Abs. 6 Satz 1 des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Juni 1988 (LKrWG NRW), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 01. Februar 2022, sind die Städte 
und Gemeinden als öffentlich-rechtliche Entsor-
gungsträger im Sinne der §§ 17 Abs. 1 Satz 1, 20 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltver-
träglichen Bewirtschaftung von Abfällen vom 
24. Februar 2012 (KrWG) zuletzt geändert am 10. 
August 2021, für das Einsammeln und das Beför-
dern der in ihrem Gebiet anfallenden und ihnen zu 
überlassenden Abfälle zuständig.  

Beim Kreis handelt es sich gemäß § 5 Abs. 1 
LKrWG NRW um den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträger, dem die Entsorgung der Abfälle ob-
liegt, die von den Städten und Gemeinden im Rah-
men ihrer Zuständigkeit nach § 5 Abs. 6 Satz 1 
LKrWG NRW eingesammelt und befördert sowie 
dem Kreis überlassen werden.  
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Um die Durchführung der Entsorgungsaufgaben zu 
optimieren und dadurch Synergieeffekte zu erzie-
len, schließen die Vertragsparteien gemäß § 5 
Abs. 7 LKrWG NRW in Verbindung mit § 23 
Abs. 1 Alt. 2, Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 1. Oktober 1979 (GkG NRW), zu-
letzt geändert durch Gesetz am 13. April 2022, die 
folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung, die 
mit Fertigstellung des noch zu errichtenden Recyc-
linghofes wirksam wird. Die Fertigstellung ist der 
Stadt schriftlich mitzuteilen:  
 

§ 1 
Durchführung der Aufgaben Betrieb des         

Recyclinghofs 
sowie Einsammeln und Befördern von Abfällen 

 
1. Der Kreis führt für die Stadt gemäß § 23 

Abs. 1 Alt. 2, Abs. 2 Satz 2 GkG NRW in 
Verbindung mit § 5 Abs. 6 Satz 4, Abs. 7 
LKrWG NRW den Betrieb des Recycling-
hofs sowie das Einsammeln (Bringsystem) 
und Befördern der dort angelieferten Ab-
fälle durch (Mandatierung). Die abfall-
rechtlichen Rechte und Pflichten der Ver-
tragsparteien als öffentlich-rechtliche Ent-
sorgungsträger bleiben unberührt. Insbe-
sondere unterliegen die Entsorgungsleis-
tungen in öffentlich-rechtlicher Hinsicht 
weiterhin der abfallrechtlichen Zuständig-
keit der jeweiligen Vertragsparteien als öf-
fentlich-rechtliche Entsorgungsträger. 

 
2. Abfälle, die in privaten Haushalten anfal-

len, sollen u. a. zur Erhöhung der Recyc-
lingquoten gemäß § 5 Abs. 4 Satz 1 
LKrWG NRW getrennt erfasst und gehal-
ten werden. Dazu überträgt die Stadt die in 
Absatz 1 genannten Aufgaben auf den 
Kreis. Der Kreis kann die Aufgaben selbst 
durchführen oder ein Tochterunternehmen 
mit der Durchführung der Aufgaben beauf-
tragen.  

 Soweit Dritte beauftragt werden, ist Preis-
recht anzuwenden. 

 
3. Zur näheren Festlegung der durchzufüh-

renden Entsorgungsleistungen wird der 
Kreis sich mit der Stadt eng abstimmen. 
Das Ergebnis der Abstimmung ist schrift-
lich festzuhalten. 

 Es dürfen nur die zugelassenen Abfälle mit 
den entsprechenden Abfallschlüsselnum-
mern aus der Genehmigung für den Be-
trieb des Recyclinghofes in Harsewinkel 
angenommen werden. Darin nicht aufge-
führte Abfälle werden zurückgewiesen. 

 
4. Der Kreis bzw. der Dritte erhält zur De-

ckung der ihm entstehenden Kosten von 

der Stadt Entgelte im Sinne des § 23 Ab-
satz 4 GkG. Der Kreis bzw. der Dritte er-
hebt für seine Leistungen jeweils einen 
Preis gem. VO PR 30/53 i.V.m. den Leit-
sätzen für die Preisermittlung aufgrund 
von Selbstkosten (-LSP-, Anlage zur VO 
PR 30/53). Der Preis unterliegt der Preis-
gleitung. 
Die Kosten für die Tätigkeiten nach die-
sem Vertrag werden der Stadt durch den 
Kreis bzw. durch den beauftragten Dritten 
nach Aufwand monatlich bis zum 15. des 
der Leistung folgenden Monats in Rech-
nung gestellt.  

 
5. Die Stadt bevollmächtigt den Kreis, sämt-

liche Erklärungen gegenüber Dritten im 
Zusammenhang mit der Durchführung der 
Entsorgungsleistungen für die Stadt abzu-
geben. Eine Unterbevollmächtigung ist zu-
lässig. Die Bevollmächtigung nach Satz 1 
schließt die Geltendmachung von Entgel-
ten gegenüber den Abfallerzeugern und/o-
der –besitzern ein. 

 
6. Die Stadt unterstützt den Kreis bei der 

Durchführung der Entsorgungsleistungen. 
Dies geschieht insbesondere durch Bereit-
stellung der erforderlichen Informationen, 
soweit diese bei der Stadt vorhanden sind. 

 
7. Die Stadt ist verpflichtet, bestehende Ent-

sorgungsverträge mit Dritten vor deren 
Ablauf zu beenden, soweit derartige Ent-
sorgungsverträge Entsorgungsleistungen 
zum Gegenstand haben, die Gegenstand 
dieser Kooperationsvereinbarung sind, und 
soweit die Verträge beendbar sind. Die Be-
endigungspflicht muss spätestens erfüllt 
sein mit dem Beginn der kommunalen Zu-
sammenarbeit im Hinblick auf die Durch-
führung der Entsorgungsleistungen gemäß 
dieser Vereinbarung. 

 
8. Ist der Kreis bzw. der beauftragte Dritte an 

der Durchführung der vertragsgegenständ-
lichen Leistungen gehindert, werden diese 
von der Stadt übernommen, soweit dies zur 
Aufrechterhaltung der Abfall-entsorgung 
im Kooperationsgebiet erforderlich ist (Re-
servefunktion der Stadt). Der Kreis bzw. 
der beauftragte Dritte hat im Verhinde-
rungsfall den Hinderungsgrund der Stadt 
unverzüglich mitzuteilen. 

 
§ 2 

Laufzeit; Kündigung 
 
1. Die Vereinbarung tritt mit Erfüllung der 

gesetzlichen Wirksamkeits-voraussetzun-
gen gemäß § 24 Abs. 2 bis Abs. 4 GkG 
NRW am Tag nach der Bekanntmachung 
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im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbe-
hörde in Kraft.  

 
2. Die Vereinbarung hat eine Laufzeit von 20 

Jahren ab in Kraft treten. Sie verlängert 
sich jeweils um weitere 5 Jahre, sofern sie 
nicht mit einer Frist von 12 Monaten zum 
Vertragsende vom Kreis oder von der 
Stadt gekündigt wird. Die Kündigung be-
darf der Schriftform. 

 
3.  Das Recht zur außerordentlichen Kündi-

gung aus wichtigem Grund bleibt unbe-
rührt. Ein wichtiger Grund liegt im Falle 
einer Durchführungsvereinbarung der 
Leistungen durch Dritte im Sinne des § 1 
Absatz 2 insbesondere vor, wenn die fol-
genden Voraussetzungen kumulativ erfüllt 
sind: 

 
a) es muss der zwischen dem Kreis und 

dem Dritten geschlossene Vertrag 
über die Entsorgung der Abfälle en-
den, der (auch) die Entsorgungsleis-
tungen betrifft, welche der abfallrecht-
lichen Zuständigkeit der Stadt unter-
fällt und welche Gegenstand dieser 
Vereinbarung sind, 
und 

b) es muss mindestens eine der Vertrags-
parteien keine Fortsetzung der  
Durchführung der Entsorgungsleistun-
gen durch den Dritten und/oder den 
Kreis wünschen und dies den Ver-
tragsparteien schriftlich mitteilen. 

 
 

§ 3 
Schlussbestimmungen 

 
1.  Änderungen und Zusätze zu dieser Verein-

barung bedürften der Schriftform und müs-
sen ferner den Anforderungen des GkG 
NRW genügen, insbesondere den Anforde-
rungen an das Verfahren nach § 24 GkG 
NRW. Dies gilt auch für die Änderung die-
ser Bestimmung. Mündliche Nebenabre-
den sind nicht getroffen worden.  

 
2. Sollten einzelne Bestimmungen dieses 

Vertrages rechtsunwirksam oder undurch-
führbar sein oder werden oder sollte sich 
eine Lücke herausstellen, so berührt das 
die Wirksamkeit des übrigen Vertragsin-
haltes nicht. Unwirksame oder undurch-
führbare Bestimmungen gelten vielmehr 
als durch wirksame Regelungen ersetzt, 
Lücken als ausgefüllt, wie dies dem im 
Vertrag zum Ausdruck kommenden Willen 
der Vertragsbeteiligten am Besten ent-
spricht. Die Vertragsbeteiligten verpflich-

ten sich wechselseitig, an einer schriftli-
chen Niederlegung solcher Bestimmungen 
mitzuwirken. 

 
3. Die Vereinbarung ist zweifach ausgefer-

tigt. Sowohl der Kreis als auch die Stadt 
erhalten jeweils eine Ausfertigung.  

 
Gütersloh, 23.11.2023                                  
 
Sven-Georg Adenauer                                   
- Landrat -                                            
 
Frank Scheffer 
- Leitender Kreisbaudirektor -                       
 
Harsewinkel 
Die Mähdrescherstadt, 
 
Sabine Amsbeck-Dopheide 
- Bürgermeisterin-                        
 
Stefan Volmering 
- allgemeiner Vertreter – 
 
 

Genehmigung und Bekanntmachung 

 

Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

zwischen dem Kreis Gütersloh und der Stadt Harse-

winkel – Die Mähdrescherstadt – über die Durchfüh-

rung der Aufgaben des Betriebs des Recyclinghofes 

sowie das Einsammeln und Befördern von Abfällen 

gilt gem. § 24 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über kom-

munale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) vom 01. 

Oktober 1979 (GV.NRW. S. 621) in der derzeit gül-

tigen Fassung als genehmigt. 

 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung und die Ge-

nehmigung werden hiermit gem. § 24 Abs. 3 GkG 

NRW bekannt gegeben.  

 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird am 

Tage nach der Bekanntmachung wirksam und tritt zu 

dem in ihrer Präambel genannten Termin in Kraft. 

 

Detmold, den 21. März 2024  

Bezirksregierung Detmold 

31.01.2.3-003/2023-008   

Im Auftrag  

Schulze 
 

Abl. Bez. Reg. Dt 2024 S.73 
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C. Rechtsvorschriften und Bekanntma-
chungen anderer Behörden und Dienst-
stellen 
 
58 
Zustellung durch öffentliche Bekanntma-
chung 
 
Polizeipräsidium Bielefeld 
Az.: ZA 12.3 -57.01.14-23-12-33 
 

Bielefeld, den 19. März 2024 
 

Anordnung der Verwertung eines Fahrzeugs  
 
Das Polizeipräsidium Bielefeld stellt mit dieser Be-
kanntmachung ein Schriftstück (Verfügung vom 18. 
März 2024, Aktenzeichen: ZA 12.3 - 57.01.14 - 23-
12-33) an  
Frau Sinah Piron,  
letzte bekannte Anschrift:  
Herderstraße 10 in 33605 Bielefeld,  
gemäß § 10 LZG NRW öffentlich zu.  
 
Wegen des unbekannten Aufenthalts der vorge-
nannten Person ist eine Zustellung auf andere Art 
nicht möglich. Das Schriftstück kann beim  
Polizeipräsidium Bielefeld, Kurt-Schumacher-
Straße 46, 33615 Bielefeld, in Raum 056, während 
der allgemeinen Dienstzeiten oder nach telefoni-
scher Vereinbarung (0521/545-3122) eingesehen 
werden.  
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen 
in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können. 
 
Polizeipräsidium Bielefeld 
 

Abl. Bez. Reg. Dt 2024 S.76 
 
59 
Zustellung durch öffentliche Bekanntma-
chung 
 
Polizeipräsidium Bielefeld 
Az.: 12.3 -22 57.02.60-24-02-20 
 

Bielefeld, den 19. März 2024 
 

Anordnung der Verwertung eines Fahrzeugs  
 
Das Polizeipräsidium Bielefeld stellt mit dieser Be-
kanntmachung ein Schriftstück (Verfügung vom 18. 
März 2024, Aktenzeichen: ZA 12.3-22 57.02.60 - 
24-02-20) an 
Herrn Frederic Bongen,  
letzte bekannte Anschrift:  
Osningstraße 281 in 33605 Bielefeld,  
gemäß § 10 LZG NRW öffentlich zu.  

Wegen des unbekannten Aufenthalts der vorgenann-
ten Person ist eine Zustellung auf andere Art nicht 
möglich. Das Schriftstück kann beim  
Polizeipräsidium Bielefeld, Kurt-Schumacher-
Straße 46, 33615 Bielefeld, in Raum 056, während 
der allgemeinen Dienstzeiten oder nach telefoni-
scher Vereinbarung (0521/545-3122) eingesehen 
werden.  
 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsver-
luste drohen können. 
 
Polizeipräsidium Bielefeld 
 

 
Abl. Bez. Reg. Dt 2024 S.76 
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Gebühren für die zweigespaltene Zeile oder deren Raum 2,50 € – Bezugsgebühren: jährlich 20,45 € 
Einzelpreis des Öffentlichen Anzeigers 0,51 € 

 
Bezug und Lieferung des Amtsblattes durch  

 die Bezirksregierung Detmold 
Leopoldstr.15, 32756Detmold, 
Email: amtsblatt@brdt.nrw.de 

 
Erscheint wöchentlich 

Redaktionsschluss: Dienstag der Vorwoche 12.00 Uhr 
 

Abonnementsbestellungen und -kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 

Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Detmold 
 


